Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 263 

26. 02. 73 


Sachgebiet 611 


Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 5. November 1971 zwischen der Regierung 
der Bundesrepubiik Deutschiand und der Regierung des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordiriand über die steueriiche 
Behandiung von Straßenfahrzeugen im internationaien Verkehr 
— Drucksache 7/107 — 


A. Problem 

Die im internationalen deutsch-britischen Verkehr verwendeten 
Kraftfahrzeuge unterliegen neben der Kraftfahrzeugsteuer 
im Zulassungsstaat auch der Kraftfahrzeugsteuer im Aufent- 
haltsstaat. Durch das Abkommen soll ebenso wie im Verhältnis 
zu anderen Nachbarstaaten, insbesondere zu den Staaten der 
EG, die Doppelbesteuerung der Kraftfahrzeuge im Aufenthalts- 
staat beseitigt werden. 


B. Lösung 

Im Abkommen verpflichten sich die Vertragsparteien gegen- 
seitig, bei vorübergehendem Aufenthalt von Kraftfahrzeugen 
und Kraftfahrzeug-Anhängern der anderen Vertragspartei in 
ihrem Gebiet auf die Erhebung der Kraftfahrzeugsteuer zu ver- 
zichten. 


C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

Die Länder erleiden einen Ausfall an Kraftfahrzeugsteuer von 
jährlich rund 300 000 DM. 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (02221) 3635 51 



Drucksache 7/263 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Baack 


Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 15, Sitzung am 16. Februar 1973 in 
erster Lesung beraten und an den Finanzausschuß 
federführend und an den Ausschuß für Verkehr mit- 
beratend überwiesen. Beide Ausschüsse haben die 
Vorlage am 21. Februar 1973 beraten. 

Durch das Abkommen verzichten die Vertrags- 
parteien bei voller Gegenseitigkeit auf die Erhebung 
von Kraftfahrzeugsteuer bei vorübergehendem 


Aufenthalt von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug- 
Anhängern im Gebiet des Vertragspartners. Das 
Ratifikationsgesetz enthält in Artikel 3 eine Ermäch- 
tigung zum Erlaß einer Rechtsverordnung zur Ab- 
wehr von Mißbräuchen; diese bisher in derartigen 
Abkommen unübliche Vorschrift wurde aufgenom- 
men, nachdem der Vertragspartner auf einen ent- 
sprechenden Vorbehalt gedrungen hat. Diese Be- 
sonderheit erfordert eine entsprechende Ergänzung 
der Berlin-Klausel in Artikel 4. 


Bonn, den 21. Februar 1973 


Baadc 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 7/107 — mit der Maßgabe, Artikel 4 wie folgt 
zu ergänzen: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. IS. 1)", 

und im übrigen unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 21. Februar 1973 


Der Finanzausschuß 

Frau Funcke Baack 

Vorsitzende Berichterstatter 
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